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Gesellschaftsvertrag (alt) 
der Stadtwerke Speyer GmbH 

 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Firma und Sitz der Gesellschaft 

 
1. Die Gesellschaft ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung. Sie 
 führt die Firma „Stadtwerke Speyer GmbH“. 
 
2. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Speyer. 
 
3. Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen in den örtlichen Tages-
 zeitungen. 

 
§ 2 

Gegenstand des Unternehmens 
 
1. Gegenstand des Unternehmens ist 

‐ die Energie- und Wasserversorgung durch Erzeugung, Gewinnung, 
 Bezug und Verteilung, 
- der Betrieb von öffentlichem Personennahverkehr, 
- der Betrieb und die Betriebsführung von Bädern, 
- der Betrieb und die Betriebsführung von städtischen Häfen und 
 Gleisanlagen, 
- die Betriebsführung von städtischen Einrichtungen, 
- der Bau, Betrieb und Instandhaltung der Straßenbeleuchtung und 
 Straßensignalanlagen, 
- die Zurverfügungstellung von Telekommunikationsleistungen im 
 Wohnsitzgebiet, 
- die Übertragung der Beseitigungspflicht für Abfälle aus anderen 
 Herkunftsbereichen als privaten Haushalten nach Maßgabe von  
    § 16  Abs. 2 KrW-/AbfG mit befreiender Wirkung auf die  

Stadtwerke. 
 
2. Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die 

den Gesellschaftszweck fördern. Sie kann sich hierzu anderer Unter-
nehmen be-dienen, sich an ihnen beteiligen oder solche Unternehmen 
und Hilfs- und Nebenbetriebe errichten, erwerben, pachten oder ver-

Gesellschaftsvertrag (neu) 
der Stadtwerke Speyer GmbH 

 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Firma und Sitz der Gesellschaft 

 
1. Die Gesellschaft ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung. Sie 

führt die Firma „Stadtwerke Speyer GmbH“. 
 
2. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Speyer. 
 
3. Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nach § 12 GmbHG im 

elektronischen Bundesanzeiger sowie in den örtlichen Tages-
zeitungen. 

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

 
1. Gegenstand des Unternehmens ist 

- die Energie- und Wasserversorgung durch Erzeugung, Gewinnung, 
Bezug und Verteilung, 

- der Betrieb von öffentlichem Personennahverkehr, 
- der Betrieb und die Betriebsführung von Bädern, 
- der Betrieb und die Betriebsführung von städtischen Häfen und 

Gleisanlagen, 
die Betriebsführung von städtischen Einrichtungen, 
der Bau, Betrieb und Instandhaltung der Straßenbeleuchtung und Straßen-

signalanlagen, 
- die Zurverfügungstellung von Telekommunikationsleistungen in der 

Trägergemeinde 
- die Übertragung der Beseitigungspflicht für Abfälle aus anderen Her-

kunftsbereichen als privaten Haushalten nach Maßgabe von  
§ 16 Abs. 2 KrW-/AbfG mit befreiender Wirkung auf die Stadtwerke. 

 
 
2. Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, 

die den Gesellschaftszweck fördern. Sie kann sich hierzu anderer Un-
ternehmen bedienen, sich an ihnen beteiligen oder solche Unternehmen 
und Hilfs- und Nebenbetriebe errichten, erwerben, pachten oder ver-

Hinweise 
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pachten sowie Unternehmensverträge und Interessengemeinschaftsver-
träge schließen. 

 
§ 3 

Dauer der Gesellschaft und Geschäftsjahr 
 
1. Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit errichtet. 
 
2. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

§ 4 
Stammkapital 

 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 
 

Euro 9.715.000,-- 
 
(in Worten: Euro neunmillionensiebenhundertfünfzehntausend). 
 
Es besteht aus einem Geschäftsanteil in Höhe von 9.715.000,-- Euro, des-
sen Inhaber die Stadt Speyer ist. 
 

§ 5 
Verfügung über Geschäftsanteile 

 
Jede Verfügung über Geschäftsanteile oder Teile von Geschäftsanteilen 
bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrates und der Gesellschafterver-
sammlung.  
Die Einziehung von Geschäftsanteilen gemäß den Bestimmungen des 
GmbH-Gesetzes ist zugelassen. 
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Verfassung der Gesellschaft 
 

§ 6 
Organe der Gesellschaft 

 
Die Organe der Gesellschaft sind: 
 Gesellschafterversammlung 
 Aufsichtsrat 
 Geschäftsführung 

 
§ 7 

Gesellschafterversammlung 
 

1. Die Gesellschafterversammlung wird durch den Aufsichtsratsvorsitzen-
den oder die Geschäftsführung unter Mitteilung der Tagesordnung, des 
Tagungsortes und des Sitzungsbeginns mit einer Frist von 10 Kalen-
dertagen einberufen. In dringenden Fällen kann von der Einhaltung der 
Formen und Fristen abgesehen werden. Der Einberufung einer Gesell-
schafterversammlung bedarf es nicht, wenn sich alle Gesellschafter 
schriftlich mit der zu treffenden Bestimmung oder mit der schriftlichen 
Abgabe der Stimmen einverstanden erklären. Eine Gesellschafterver-
sammlung ist unverzüglich einzuberufen, wenn ein Gesellschafter, der 
Aufsichtsratsvorsitzende oder ein Mitglied der Geschäftsführung dies 
unter Angabe der Gründe und des Zwecks verlangen. 

 
2. Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn mehr als die 

Hälfte des Stammkapitals vertreten ist. Bei Beschlussunfähigkeit ist un-
verzüglich mit einer Frist von 10 Kalendertagen eine neue Gesellschaf-
terversammlung einzuberufen. Diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der 
vertretenen Gesellschafter beschlussfähig. In der Einladung ist hierauf 
besonders hinzuweisen. 

 
3. Die Gesellschafterversammlung, in welcher der Jahresabschluss festge-

stellt wird, muss in den ersten acht Monaten des folgenden Geschäfts-
jahres stattfinden. Der Einberufung sind neben der Tagesordnung der 
Jahresabschluss, der Lagebericht und der Prüfungsbericht mit der Stel-
lungnahme der Geschäftsführung vorzulegen. 
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Die Organe der Gesellschaft sind: 
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 Aufsichtsrat 
 Geschäftsführung 
 

§ 7 
Gesellschafterversammlung 

 
1. Die Gesellschafterversammlung wird durch den Aufsichtsratsvorsitzen-

den oder die Geschäftsführung unter Mitteilung der Tagesordnung, des 
Tagungsortes und des Sitzungsbeginns mit einer Frist von 10 Kalender-
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Formen und Fristen abgesehen werden. Der Einberufung einer Gesell-
schafterversammlung bedarf es nicht, wenn sich alle Gesellschafter 
schriftlich mit der zu treffenden Bestimmung oder mit der schriftlichen 
Abgabe der Stimmen einverstanden erklären. Eine Gesellschafterver-
sammlung ist unverzüglich einzuberufen, wenn ein Gesellschafter, der 
Aufsichtsratsvorsitzende oder ein Mitglied der Geschäftsführung dies 
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Hälfte des Stammkapitals vertreten ist. Bei Beschlussunfähigkeit ist un-
verzüglich mit einer Frist von 10 Kalendertagen eine neue Ge-
sellschafterversammlung einzuberufen. Diese ist ohne Rücksicht auf die 
Zahl der vertretenen Gesellschafter beschlussfähig. In der Einladung ist 
hierauf besonders hinzuweisen. 

 
3. Die Gesellschafterversammlung, in welcher der Jahresabschluss fest-

gestellt wird, muss in den ersten acht Monaten des folgenden Ge-
schäftsjahres stattfinden. Der Einberufung sind neben der Tages-
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4. Die Leitung der Gesellschafterversammlung obliegt dem Aufsichtsrats-
vorsitzenden oder, falls dieser verhindert ist, dessen Vertreter. Der Vor-
sitzende bestimmt die Reihenfolge der Beratung und die Art der Ab-
stimmung, sofern die Gesellschafterversammlung nichts anderes be-
schließt. 

 
5. Soweit das Gesetz oder dieser Gesellschaftsvertrag nichts anderes vor-

schreiben, werden die Beschlüsse der Gesellschafterversammlung mit 
der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Stimmenthaltungen 
werden nicht gewertet. Bei Stimmengleichzeit entscheidet der Vorsit-
zende. 

 
6. Für die Stimmabgabe findet § 88 der Gemeindeordnung Anwendung. 

Jeder Gesellschafter kann sich in der Gesellschafterversammlung unter 
Vorlage einer schriftlichen Vollmacht vertreten lassen. 

 
7. Die Rechte der Gesellschafter ergeben sich aus dem GmbH-Gesetz und 

diesem Gesellschaftsvertrag. 
 

Der Beschlussfassung durch die Gesellschafterversammlung unterlie-
gen: 

 1. Änderung des Gesellschaftsvertrages. 
 2. Aufnahme neuer Gesellschafter. 
 3. Einwilligung über die Verfügung über Geschäftsanteile oder 

über Teile von Geschäftsanteilen, Teilung oder Einziehung von 
Geschäftsanteilen und Festsetzung der Entschädigung. 

 4. Wahl und Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern der 
Anteilseigner. 

 
  

5. Feststellung des Jahresabschlusses und der Ergebnisverwen-
dung. 

  
 

 
 
 
 
 

4. Die Leitung der Gesellschafterversammlung obliegt dem Aufsichtsrats-
vorsitzenden oder, falls dieser verhindert ist, dessen Vertreter. Der Vor-
sitzende bestimmt die Reihenfolge der Beratung und die Art der Ab-
stimmung, sofern die Gesellschafterversammlung nichts anderes be-
schließt. 

 
5. Soweit das Gesetz oder dieser Gesellschaftsvertrag nichts anderes vor-

schreiben, werden die Beschlüsse der Gesellschafterversammlung mit 
der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Stimmenthaltungen 
werden nicht gewertet. Bei Stimmengleichzeit entscheidet der Vorsit-
zende. 

 
6. Für die Stimmabgabe findet § 88 der Gemeindeordnung Anwendung. 

Jeder Gesellschafter kann sich in der Gesellschafterversammlung unter 
Vorlage einer schriftlichen Vollmacht vertreten lassen. 

 
7. Die Rechte der Gesellschafter ergeben sich aus dem GmbH-Gesetz 

und diesem Gesellschaftsvertrag. 
 
 Der Beschlussfassung durch die Gesellschafterversammlung unterlie-

gen: 
 1. Änderung des Gesellschaftsvertrages. 
 2. Aufnahme neuer Gesellschafter. 
 3. Einwilligung über die Verfügung über Geschäftsanteile oder 

über Teile von Geschäftsanteilen, Teilung oder Einziehung von 
Geschäftsanteilen und Festsetzung der Entschädigung. 

 4. der Abschluss und die Änderung von Unternehmensverträ-
gen im Sinne der §§ 291 und 292 Absatz 1 des Aktienge-
setzes, 

 5. die Errichtung, den Erwerb und die Veräußerung von Un-
ternehmen und Beteiligungen, 

 6. der Wirtschaftsplan, die Feststellung des Jahresabschlusses 
und die Verwendung des Ergebnisses sowie 

 7. die Bestellung und die Abberufung der Geschäftsführer. 
 8. Erwerb, Veräußerung, Pachtung und Verpachtung von Un-

ternehmen und von Hilfs- und Nebenbetrieben sowie deren 
Einrichtung und Auflösung. 

 9. die Übernahme neuer Aufgaben von besonderer Bedeu-
tung im Rahmen des Unternehmensgegenstandes 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 87 Abs.3  
Nr 1b GemO 

 
§ 87 Abs.3  

Nr 1e GemO 
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6. Entlastung des Aufsichtsrates. 
 7. Auflösung der Gesellschaft. 
 8. Ernennung und Abberufung von Liquidatoren. 
 
 
 
 
 
 
 
8. Der stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende und die Geschäftsführung 

sind zur Teilnahme an der Gesellschafterversammlung berechtigt. Auf 
Verlangen eines Gesellschafters ist die Geschäftsführung zur Teilnahme 
an der Gesellschafterversammlung verpflichtet. 

 
9. Über jede Gesellschafterversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen, 

die die gefassten Beschlüsse und die jeweils dazugehörigen Abstim-
mungsergebnisse festhält, soweit nicht das Gesetz weitere Anforderun-
gen, insbesondere öffentliche Beurkundungen vorsieht. Die Niederschrift 
ist vom Vorsitzenden der Sitzung und dem/der Schriftführer(in) binnen 
zwei Wochen nach der Gesellschafterversammlung zu unterzeichnen 
und der Geschäftsführung vorzulegen. Diese leitet innerhalb einer Wo-
che jedem Gesellschafter eine Abschrift zu. 

 
§ 8 

Zusammensetzung, Vorsitz und Amtsdauer des Aufsichtsrates 
 
1. Mitglieder des Aufsichtsrates sind der Oberbürgermeister der Stadt 

Speyer sowie 10 weitere vom Rat der Stadt Speyer gemäß § 88 Abs. 1 
Satz 5 GemO in Verbindung mit § 45 GemO widerruflich gewählte Mit-
glieder. Für die Wahl eines Mitgliedes steht dem Betriebsrat ein Vor-
schlagsrecht zu. 

 
2. Vorsitzender des Aufsichtsrates ist der Oberbürgermeister der Stadt 

Speyer. 
 
3. Die Mitglieder des Aufsichtsrates werden vom Rat der Stadt Speyer 

nach den Grundsätzen, die für die Wahl von Ausschussmitgliedern 
maßgebend sind, widerruflich gewählt. 

 
 10. Entlastung des Aufsichtsrates. 
 11. Auflösung der Gesellschaft. 
 12.  Ernennung und Abberufung von Liquidatoren. 

 
Beschlüsse nach Ziffer 3 sowie 5 bis 9 bedürfen der vorherigen 
Zustimmung des Aufsichtsrates, soweit keine zwingenden ge-
setzlichen Regelungen entgegenstehen. Für die Beschlüsse 
nach Ziffer 1,2,4,11 und 12 kann der Aufsichtsrat eine Empfeh-
lung abgeben. § 10 Absatz 5 bleibt unberührt. 

 
8. Der stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende und die Geschäftsführung 

sind zur Teilnahme an der Gesellschafterversammlung berechtigt. Auf 
Verlangen eines Gesellschafters ist die Geschäftsführung zur Teilnah-
me an der Gesellschafterversammlung verpflichtet. 

 
9. Über jede Gesellschafterversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen, 

die die gefassten Beschlüsse und die jeweils dazugehörigen Abstim-
mungsergebnisse festhält, soweit nicht das Gesetz weitere Anforderun-
gen, insbesondere öffentliche Beurkundungen vorsieht. Die Nieder-
schrift ist vom Vorsitzenden der Sitzung und dem/der Schriftführer(in) 
binnen zwei Wochen nach der Gesellschafterversammlung zu unter-
zeichnen und der Geschäftsführung vorzulegen. Diese leitet innerhalb 
einer Woche jedem Gesellschafter eine Abschrift zu. 

 
§ 8 

Zusammensetzung, Vorsitz und Amtsdauer des Aufsichtsrates 
 
1. Mitglieder des Aufsichtsrates sind der Oberbürgermeister der Stadt 

Speyer sowie 10 weitere vom Rat der Stadt Speyer gemäß § 88 Abs. 1 
Satz 5 GemO in Verbindung mit § 45 GemO widerruflich gewählte Mit-
glieder. Für die Wahl eines Mitgliedes steht dem Betriebsrat ein Vor-
schlagsrecht zu. 

 
2. Vorsitzender des Aufsichtsrates ist der Oberbürgermeister der Stadt 

Speyer. 
 
3. Die Mitglieder des Aufsichtsrates werden vom Rat der Stadt Speyer 

nach den Grundsätzen, die für die Wahl von Ausschussmitgliedern 
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4. Die Bestellung der Aufsichtsratsmitglieder erfolgt auf die Dauer der 

Amtszeit des Rates der Stadt Speyer und endet mit der Benennung der 
neuen Mitglieder. Eine Wiederwahl ist zulässig. 

 Im Falle des Ausscheidens eines Mitgliedes wählt der Rat der Stadt 
Speyer ein neues Mitglied des Aufsichtsrates für den Rest der Amtszeit 
nach. 

 
 
 
5. Jedes Mitglied des Aufsichtsrates kann sein Amt unter Einhaltung einer 

Frist von einem Monat durch eine schriftliche Erklärung gegenüber der 
Gesellschaft niederlegen. 

 
6. Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten ein Sitzungsgeld, das durch 

die Gesellschafterversammlung bestimmt wird. 
 
7. Soweit sich aus dem Gesellschaftsvertrag nichts weiter ergibt, finden die 

aktienrechtlichen Bestimmungen Anwendung. 
 

§ 9 
Sitzungen 

 
1. Die Einberufung zu den Sitzungen erfolgt schriftlich unter Angabe der 

Tagesordnung, des Tagungsortes und des Sitzungsbeginns mit einer 
Frist von mindestens einer Woche durch den Aufsichtsratsvorsitzenden 
oder seinen Stellvertreter. Der Aufsichtsratsvorsitzende oder sein Stell-
vertreter ist den Aufsichtsrat einzuladen verpflichtet, wenn dieses von 
mehr als einem Drittel seiner Mitglieder oder einem Mitglied der Ge-
schäftsführung beantragt wird. 

 
2. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder zur Sit-

zung ordnungsgemäß geladen sind und mindestens die Hälfte der Mit-
glieder, darunter der Aufsichtsratsvorsitzende oder sein Stellvertreter 
anwesend sind. 

 Ist der Aufsichtsrat in einer ordnungsgemäß einberufenen Sitzung nicht 
beschlussfähig, so kann innerhalb einer Woche eine neue Sitzung mit 
gleicher Tagesordnung einberufen werden. Bei dieser Einberufung ist 
darauf hinzuweisen, dass der Aufsichtsrat in der neuen Sitzung be-

maßgebend sind, widerruflich gewählt. 
 
4. Die Bestellung der Aufsichtsratsmitglieder erfolgt auf die Dauer der 

Amtszeit des Rates der Stadt Speyer und endet mit der Benennung der 
neuen Mitglieder. Eine Wiederwahl ist zulässig. 

 Im Falle des Ausscheidens eines Mitgliedes wählt der Rat der Stadt 
Speyer ein neues Mitglied des Aufsichtsrates für den Rest der Amtszeit 
nach. Die Mitgliedschaft des Oberbürgermeisters im Aufsichtsrat 
erlischt mit dem Verlust des Amtes oder dem Widerruf der Vertre-
tungsbefugnis durch den Rat der Stadt Speyer. 

 
5. Jedes Mitglied des Aufsichtsrates kann sein Amt unter Einhaltung einer 

Frist von einem Monat durch eine schriftliche Erklärung gegenüber der 
Gesellschaft niederlegen. 

 
6. Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten ein Sitzungsgeld, das durch 

die Gesellschafterversammlung bestimmt wird. 
 
7. Soweit sich aus dem Gesellschaftsvertrag nichts weiter ergibt, finden 

die aktienrechtlichen Bestimmungen Anwendung. 
 

§ 9 
Sitzungen 

 
1. Die Einberufung zu den Sitzungen erfolgt schriftlich unter Angabe der 

Tagesordnung, des Tagungsortes und des Sitzungsbeginns mit einer 
Frist von mindestens einer Woche durch den Aufsichtsratsvorsitzenden 
oder seinen Stellvertreter. Der Aufsichtsratsvorsitzende oder sein Stell-
vertreter ist den Aufsichtsrat einzuladen verpflichtet, wenn dieses von 
mehr als einem Drittel seiner Mitglieder oder einem Mitglied der Ge-
schäftsführung beantragt wird. 

 
2. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder zur Sit-

zung ordnungsgemäß geladen sind und mindestens die Hälfte der Mit-
glieder, darunter der Aufsichtsratsvorsitzende oder sein Stellvertreter 
anwesend sind. 

 Ist der Aufsichtsrat in einer ordnungsgemäß einberufenen Sitzung nicht 
beschlussfähig, so kann innerhalb einer Woche eine neue Sitzung mit 
gleicher Tagesordnung einberufen werden. Bei dieser Einberufung ist 
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schlussfähig ist, wenn mindestens drei Mitglieder an der Beschussfas-
sung teilnehmen. Die Einladung ist mit Empfangsbekenntnis zu versen-
den. 

 
 
 
3. Der Aufsichtsrat fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebe-

nen gültigen Stimmen, soweit sich aus dem Gesetz oder diesem Gesell-
schaftsvertrag nicht etwas anderes ergibt. Stimmenthaltungen werden 
nicht gewertet. Bei Stimmengleichheit hat auf Antrag eines Aufsichts-
ratsmitgliedes unverzüglich eine erneute Abstimmung über denselben 
Gegenstand stattzufinden. Bei der erneuten Abstimmung hat der Vorsit-
zende der Sitzung zwei Stimmen. 

 
4. In dringenden Fällen, bei denen eine Einberufung nicht möglich ist, so-

wie in einfachen Angelegenheiten, können nach Ermessen des Auf-
sichtsratsvorsitzenden – im Verhinderungsfalle des Stellvertreters – Be-
schlüsse durch Einholung schriftlicher, fernschriftlicher oder telefoni-
scher Erklärungen gefasst werden, es sei denn, dass ein Mitglied des 
Aufsichtsrates dieser Art der Beschlussfassung widerspricht. Das Er-
gebnis dieser Abstimmung ist den Mitgliedern des Aufsichtsrates mitzu-
teilen. 

 
5. Die Leitung der Aufsichtsratssitzungen obliegt dem Aufsichtsratsvorsit-

zenden und bei dessen Verhinderung seinem Stellvertreter. Sind beide 
an der Ausübung der ihnen obliegenden Geschäfte verhindert, so hat 
das den Lebensjahren nach älteste Mitglied des Aufsichtsrates diese 
Obliegenheiten für die Dauer der Verhinderung zu übernehmen. 

 
6. Die Geschäftsführung nimmt an den Sitzungen des Aufsichtsrates teil, 

sofern der Aufsichtsrat nicht im Einzelfall etwas anderes bestimmt. Die 
Mitglieder der Geschäftsführung sind berechtigt und auf Verlangen ver-
pflichtet, ihre Ansicht zu jedem Beratungsgegenstand darzulegen. Sach-
verständige und Auskunftspersonen können zur Beratung hinzugezogen 
werden. 

 
7. Über die Sitzung des Aufsichtsrates ist eine Niederschrift zu fertigen, die 

vom Vorsitzenden der Sitzung, einem vom Aufsichtsrat bestimmten 
Mitglied und von der Geschäftsführung zu unterzeichnen ist. 

darauf hinzuweisen, dass der Aufsichtsrat in der neuen Sitzung be-
schlussfähig ist, wenn mindestens drei Mitglieder an der Beschussfas-
sung teilnehmen. Die Einladung ist mit Empfangsbekenntnis zu versen-
den. 

 
 
3. Der Aufsichtsrat fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der abgege-

benen gültigen Stimmen, soweit sich aus dem Gesetz oder diesem Ge-
sellschaftsvertrag nicht etwas anderes ergibt. Stimmenthaltungen wer-
den nicht gewertet. Bei Stimmengleichheit hat auf Antrag eines Auf-
sichtsratsmitgliedes unverzüglich eine erneute Abstimmung über den-
selben Gegenstand stattzufinden. Bei der erneuten Abstimmung hat der 
Vorsitzende der Sitzung zwei Stimmen. 

 
4. In dringenden Fällen, bei denen eine Einberufung nicht möglich ist, so-

wie in einfachen Angelegenheiten, können nach Ermessen des Auf-
sichtsratsvorsitzenden – im Verhinderungsfalle des Stellvertreters – Be-
schlüsse durch Einholung schriftlicher, fernschriftlicher oder telefoni-
scher Erklärungen gefasst werden, es sei denn, dass ein Mitglied des 
Aufsichtsrates dieser Art der Beschlussfassung widerspricht. Das Er-
gebnis dieser Abstimmung ist den Mitgliedern des Aufsichtsrates mitzu-
teilen. 

 
5. Die Leitung der Aufsichtsratssitzungen obliegt dem Aufsichtsratsvorsit-

zenden und bei dessen Verhinderung seinem Stellvertreter. Sind beide 
an der Ausübung der ihnen obliegenden Geschäfte verhindert, so hat 
das den Lebensjahren nach älteste Mitglied des Aufsichtsrates diese 
Obliegenheiten für die Dauer der Verhinderung zu übernehmen. 

 
6. Die Geschäftsführung nimmt an den Sitzungen des Aufsichtsrates teil, 

sofern der Aufsichtsrat nicht im Einzelfall etwas anderes bestimmt. Die 
Mitglieder der Geschäftsführung sind berechtigt und auf Verlangen ver-
pflichtet, ihre Ansicht zu jedem Beratungsgegenstand darzulegen. 
Sachverständige und Auskunftspersonen können zur Beratung hinzu-
gezogen werden. 

 
7. Über die Sitzung des Aufsichtsrates ist eine Niederschrift zu fertigen, die 

vom Vorsitzenden der Sitzung und von der Geschäftsführung zu unter-
zeichnen ist. 
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8. Erklärungen des Aufsichtsrates werden vom Vorsitzenden unter der Be-

zeichnung „Aufsichtsrat der Stadtwerke Speyer GmbH“ abgegeben. 
 
 
 

§ 10 
Aufgaben des Aufsichtsrates 

 
1. Der Aufsichtsrat überwacht und berät die Geschäftsführung. Er kann von 

der Geschäftsführung jederzeit über Angelegenheit der Gesellschaft ei-
nen Bericht und Auskünfte verlangen. Er kann aus seiner Mitgliedschaft 
Ausschüsse bestellen. 
Die Rechte und Pflichten des Aufsichtsrates bestimmen sich nach den 
Vorschriften des GmbH-Gesetzes und dieses Gesellschaftsvertrages. 
Ihm obliegen insbesondere: 

 
1. Vorberatung aller Angelegenheiten, deren Entscheidung der Gesell-

schafterversammlung vorbehalten ist. 
 
 2. Bestellung, Abberufung und Entlastung der Geschäftsführer 

sowie Abschluss, Änderung und Kündigung ihrer Anstellungs-
verträge; Erlass einer Geschäftsordnung für die Geschäftsführung. 

 
3. Bestellung und Widerruf von Prokuren und Handlungsvollmachten. 

 
4. Bestellung des Abschlussprüfers. 

Die Geschäftsführung bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrates neben 
den sonst im Gesetz oder in diesem Gesellschaftsvertrag vorgesehenen 
Fällen in folgenden Angelegenheiten: 
 

a) Festlegung und Änderung des Wirtschaftsplanes. 
 

b) Festsetzung und Änderung der Allgemeinen Tarifpreisen für Strom-, 
Gas- und Wasserlieferungen sowie der Allgemeinen Versorgungs-
bedingungen und der Verkehrstarife, der Allgemeinen Beförderungs-
bedingungen sowie der Bäder und Hafentarife. 

 

 
8. Erklärungen des Aufsichtsrates werden vom Vorsitzenden unter der Be-

zeichnung „Aufsichtsrat der Stadtwerke Speyer GmbH“ abgegeben. 
 
 
 

§ 10 
Aufgaben des Aufsichtsrates 

 
1. Der Aufsichtsrat überwacht und berät die Geschäftsführung. Er kann 

von der Geschäftsführung jederzeit über Angelegenheit der Gesellschaft 
einen Bericht und Auskünfte verlangen. Er kann aus seiner Mitglied-
schaft Ausschüsse bestellen. 

 Die Rechte und Pflichten des Aufsichtsrates bestimmen sich nach den 
Vorschriften des GmbH-Gesetzes und dieses Gesellschaftsvertrages. 
Ihm obliegen insbesondere: 

 
1. Vorberatung aller Angelegenheiten, deren Entscheidung der Gesell-

schafterversammlung vorbehalten ist. 
 
 2. Erlass einer Geschäftsordnung für die Geschäftsführung. 
 
 
 
 3. Bestellung und Widerruf von Prokuren und Handlungsvollmachten. 
 

4. Bestellung des Abschlussprüfers. 

Die Geschäftsführung bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrates neben 
den sonst im Gesetz oder in diesem Gesellschaftsvertrag vorgesehenen 
Fällen in folgenden Angelegenheiten: 

 
a) Festlegung und Änderung des Wirtschaftsplanes. 

 
 b) Festsetzung und Änderung der Preise der Grund- und Ersatzver-

sorgung sowie der Allgemeinen Tarifpreisen für Wasserlieferungen 
sowie der Allgemeinen Versorgungsbedingungen für Wasserliefe-
rungen und der Verkehrstarife, der Allgemeinen Beförderungs-
bedingungen sowie der Bäder und Hafentarife. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

9 
 

 
c) Abschluss oder Kündigung von Bezugsverträgen für Energie, die ei-

ne Laufzeit von 24 Monaten übersteigen und deren Größenordnung 
die in der vom Aufsichtsrat erlassenen Geschäftsordnung der Ge-
schäftsführung der Stadtwerke Speyer GmbH festgelegten Werte 
übersteigt. 

 
 
 
d) Abschluss oder Kündigung von Verbundverträgen im Bereich des öf-

fentlichen Nahverkehrs. 
 
e) Abschluss oder Aufhebung von Straßenbenutzungs- und Demarkati-

onsverträgen. 
 

f) Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstücken und grund-
stücksgleichen Rechten, soweit im Einzelfall ein in der Geschäfts-
ordnung festzulegender Geschäftswert überschritten wird. 

 
 g) Erwerb oder Veräußerung von Beteiligungen sowie Erwerb, Ver-

äußerung, Pachtung und Verpachtung von Unternehmen und 
von Hilfs- und Nebenbetrieben sowie deren Einrichtung und 
Auflösung. 

 
h) Aufnahme von Darlehen, Übernahme von Bürgschaften, Abschluss 

von Gewährverträgen und Bestellung sonstiger Sicherheiten, soweit 
im Einzelfall ein in der Geschäftsordnung festzulegender Geschäfts-
wert überschritten wird. 

i) Vergleich, Stundung und Erlass von Forderungen, freiwillige Zu-
wendungen, Hingabe von Darlehen sowie die Führung von Rechts-
streitigkeiten, soweit ein in der Geschäftsordnung festzulegender 
Geschäftswert im Einzelfall überschritten wird. 

 
j) Einstellung, Entlassung und Höhergruppierung von Arbeitnehmern 

der Gesellschaft von einer in der Geschäftsordnung festzulegenden 
Einstufung an aufwärts. 

 
 

 
c) Abschluss oder Kündigung von Bezugsverträgen für Energie, die 

eine Laufzeit von 24 Monaten übersteigen und deren Größenord-
nung die in der vom Aufsichtsrat erlassenen Geschäftsordnung der 
Geschäftsführung der Stadtwerke Speyer GmbH festgelegten Werte 
übersteigt. Bezugsverträge, denen kongruente Abgabeverträge 
gegenüberstehen, fallen nicht unter die Zustimmungspflicht. 
Energiebezugsrichtlinien der Gesellschaft regeln im Bedarfsfall 
näheres. 

 
 d) Abschluss oder Kündigung von Verbundverträgen im Bereich des öf-

fentlichen Nahverkehrs. 
 

e) Abschluss oder Aufhebung von Straßenbenutzungs- und Demarkati-
 onsverträgen. 

 
f) Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstücken und grund-

stücksgleichen Rechten, soweit im Einzelfall ein in der Geschäfts-
ordnung festzulegender Geschäftswert überschritten wird. 

 
 
 
 
 
 g) Aufnahme von Darlehen, Übernahme von Bürgschaften, Abschluss 

von Gewährverträgen und Bestellung sonstiger Sicherheiten, soweit 
im Einzelfall ein in der Geschäftsordnung festzulegender Geschäfts-
wert überschritten wird. 

 
 h) Vergleich, Stundung und Erlass von Forderungen, freiwillige Zu-

wendungen, Hingabe von Darlehen sowie die Führung von Rechts-
streitigkeiten, soweit ein in der Geschäftsordnung festzulegender 
Geschäftswert im Einzelfall überschritten wird. 

 
 i) Einstellung, Entlassung und Höhergruppierung von Arbeitnehmern 

der Gesellschaft von einer in der Geschäftsordnung festzulegenden 
Einstufung an aufwärts. 
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2. Wenn zustimmungsbedürftige Rechtsgeschäfte keinen Aufschub dulden 
und eine unverzügliche Beschlussfassung des Aufsichtsrates nicht mög-
lich ist, darf die Geschäftsführung mit Zustimmung des Vorsitzenden des 
Aufsichtsrates oder seines Stellvertreters selbständig entscheiden und 
handeln. 

 Die Gründe für die Eilentscheidung und die Art ihrer Erledigung sind 
dem Aufsichtsrat in seiner nächsten Sitzung bekannt zu geben. 

 
3. Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten neben dem baren Ersatz ihrer 

Auslagen eine Vergütung (Sitzungsgeld) und Ersatz von nachgewiese-
nem Verdienstausfall. 

 
4. Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben bei ihrer Tätigkeit nur Vorsatz 

und grobe Fahrlässigkeit zu vertreten. 
 

 
 
 

Geschäftsführung 
 

§ 11 
Zusammensetzung und Vertretungsbefugnis 

 
1. Die Gesellschaft hat bis zu zwei Geschäftsführer. 
 
2. Die Gesellschaft wird durch ihre Geschäftsführer gemeinsam oder durch 

einen Geschäftsführer gemeinsam mit einem Prokuristen vertreten. Ist 
nur ein Geschäftsführer bestellt, so vertritt dieser die Gesellschaft allein. 

 
 
3. Die Geschäftsverteilung unter den Geschäftsführern bestimmt sich nach 

der vom Aufsichtsrat zu erlassenden Geschäftsordnung. 
 
4. Ist ein Geschäftsführer alleine bestellt, so ist er vom Verbot der Selbst-

kontrahierung und der Mehrfachvertretung im Sinne des § 181 BGB be-
freit. 

 
 
 

2. Wenn zustimmungsbedürftige Rechtsgeschäfte keinen Aufschub dulden 
und eine unverzügliche Beschlussfassung des Aufsichtsrates nicht mög-
lich ist, darf die Geschäftsführung mit Zustimmung des Vorsitzenden 
des Aufsichtsrates oder seines Stellvertreters selbständig entscheiden 
und handeln. 

 Die Gründe für die Eilentscheidung und die Art ihrer Erledigung sind 
dem Aufsichtsrat in seiner nächsten Sitzung bekannt zu geben. 

 
3. Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten neben dem baren Ersatz ihrer 

Auslagen eine Vergütung (Sitzungsgeld) und Ersatz von nachgewiese-
nem Verdienstausfall. 

 
4. Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben bei ihrer Tätigkeit nur Vorsatz 

und grobe Fahrlässigkeit zu vertreten. 
 
5. Die Aufsichtsratsmitglieder sind an Richtlinien und Weisungen des 

Rats der Stadt Speyer gebunden. Dies gilt auch für ihre Abstim-
mung. 

 
Geschäftsführung 

 
§ 11 

Zusammensetzung und Vertretungsbefugnis 
 
1. Die Gesellschaft hat bis zu zwei Geschäftsführer. 
 
2. Die Gesellschaft wird durch ihre Geschäftsführer gemeinsam oder durch 

einen Geschäftsführer gemeinsam mit einem Prokuristen vertreten. Ist 
nur ein Geschäftsführer bestellt, so vertritt dieser die Gesellschaft allein. 

 
3. Die Geschäftsverteilung unter den Geschäftsführern bestimmt sich nach 

der vom Aufsichtsrat zu erlassenden Geschäftsordnung. 
 
4. Ist ein Geschäftsführer alleine bestellt, so ist er vom Verbot der Selbst-

kontrahierung und der Mehrfachvertretung im Sinne des § 181 BGB be-
freit. 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 87 Abs. 3  
Nr. 3 GemO 
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§ 12 
Aufgaben der Geschäftsführung 

 
1. Die Geschäftsführung hat die Gesellschaft nach Maßgabe der Gesetze, 

des Gesellschaftsvertrages und der Beschlüsse des Aufsichtsrates und 
der Gesellschafterversammlung sowie der Geschäftsordnung zu leiten 
und zu vertreten. Ihr obliegt eine Berichtspflicht, wie sie in § 90 Aktien-
gesetz festgelegt ist. 

 
 
2. Die Geschäftsführung hat jeweils für das kommende Geschäftsjahr so 

rechtzeitig den Wirtschaftsplan (Investitionsplan, Erfolgsplan, Fi-
nanzplan, Stellenübersicht) aufzustellen, dass der Aufsichtsrat mög-
lichst vor Beginn des Geschäftsjahres seine Zustimmung erteilen kann. 

 
 
 
 
 
3. Die Geschäftsführung hat innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des 

Geschäftsjahres den Lagebericht und den Jahresabschluss für das ver-
gangene Geschäftsjahr zu erstellen und nach Prüfung durch den Ab-
schlussprüfer unverzüglich dem Aufsichtsrat und innerhalb eines weite-
ren Monats der Gesellschafterversammlung vorzulegen. Die Unterlagen 
haben der Prüfung gemäß § 86 Gemeindeordnung zu genügen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 12 
Aufgaben der Geschäftsführung  

 
1. Die Geschäftsführung hat die Gesellschaft nach Maßgabe der Gesetze, 

des Gesellschaftsvertrages und der Beschlüsse des Aufsichtsrates und 
der Gesellschafterversammlung sowie der Geschäftsordnung zu leiten 
und zu vertreten. Ihr obliegt eine Berichtspflicht, wie sie in § 90 Aktien-
gesetz festgelegt ist. 

 
 
2. Die Geschäftsführung hat jeweils für das kommende Geschäftsjahr so 

rechtzeitig einen Wirtschaftsplan in sinngemäßer Anwendung der für 
Eigenbetriebe geltenden Vorschriften für jedes Wirtschaftsjahr auf-
zustellen, dass der Aufsichtsrat vor Beginn des Geschäftsjahres bera-
ten und der Gesellschafterversammlung die Empfehlung zur Zu-
stimmung erteilen kann. Der Wirtschaftsführung ist eine fünfjährige 
Finanzplanung zugrunde zu legen. Der Stadt Speyer ist der Wirt-
schaftsplan und die Finanzplanung zu übersenden. 

 
3. Die Geschäftsführung hat innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des 

Geschäftsjahres den Lagebericht und den Jahresabschluss für das ver-
gangene Geschäftsjahr zu erstellen und nach Prüfung durch den Ab-
schlussprüfer unverzüglich dem Aufsichtsrat und innerhalb eines weite-
ren Monats der Gesellschafterversammlung vorzulegen. 

 
§ 13 

Jahresabschluss 
 
Jahresabschluss und Lagebericht sind in entsprechender Anwendung 
der für Eigenbetriebe geltenden rheinland-pfälzischen Vorschriften 
durch einen sachverständigen Abschlussprüfer prüfen zu lassen, so-
weit sich nicht die entsprechenden Anforderungen für das Unterneh-
men bereits aus dem HGB ergeben oder weiter gehenden gesetzliche 
Vorschriften gelten oder andere gesetzliche Vorschriften entgegen-
stehen. Der Abschlussprüfer hat auch die Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung zu prüfen (§ 53 Abs. 1 Nr. 1 Haushaltsgrundsätze-
gesetz) und in seinem Bericht auch die wirtschaftlich bedeutsamen 
Sachverhalte im Sinne des § 53 Abs. 1 Nr. 2 Haushaltsgrundsätzege-
setz darzustellen. 

 
 
 
 
 
 

§ 87 Abs. 1  
Satz 1, Nr. 7 
Buchstabe a 
und b GemO 
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Unverzüglich nach Eingang des Prüfungsberichts des Abschlussprü-
fers legt die Geschäftsführung dem Aufsichtsrat und der Gesellschaf-
terversammlung den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Prü-
fungsbericht zugleich mit dem Vorschlag über die Behandlung des 
Jahresergebnisses vor.  
 
Der Beschluss über die Feststellung des Jahresabschlusses ist zu-
sammen mit dem Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts sowie der beschlossenen Verwendung des Jahres-
überschusses oder der Behandlung des Jahresfehlbetrags unbe-
schadet der bestehenden gesetzlichen Offenlegungspflichten öffent-
lich bekannt zu machen. Gleichzeitig ist mit der öffentlichen Be-
kanntmachung der Jahresabschluss und der Lagebericht an sieben 
Werktagen während der allgemeinen Öffnungszeiten öffentlich bei der 
Stadtverwaltung auszulegen; in der öffentlichen Bekanntmachung ist 
auf die Auslegung hinzuweisen. 

 
§ 14 

 
Örtliche und überörtliche Prüfung 

 
(1) Dem Rechnungshof Rheinland-Pfalz wird das Recht zur überörtli-

chen Prüfung nach Maßgabe des § 110 Abs. 5 Gemeindeordnung 
eingeräumt. 

 
(2) Der Stadt Speyer, der Aufsichtsbehörde und dem Rechnungshof 

Rheinland-Pfalz werden die in § 54 Abs. 1 Haushaltsgrundsätze-
gesetz vorgesehenen Befugnisse eingeräumt. 

 
§ 15 

Mitwirkungsrechte des Rats der Stadt Speyer 
und der Aufsichtsbehörde 

 
(1) Alle anstehenden wesentlichen Unternehmensentscheidungen 

sollen der Stadt Speyer so rechtzeitig angezeigt werden, dass der 
Rat der Stadt Speyer hierüber vor der Beschlussfassung in der 
Gesellschafterversammlung beraten und Entscheidungen treffen 
kann. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 87 Abs. 3 
Nr. 2 GemO 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 89 Abs. 6 
Satz 1 Nr 2 

GemO 
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Ergänzende Bestimmungen 
 

§ 13 
GmbH-Gesetz 

 
Soweit durch diesen Vertrag nichts abweichendes bestimmt ist, finden auf 
die Gesellschaft die gesetzlichen Bestimmungen des GmbH-Gesetzes An-
wendung. 

 
§ 14 

Verschwiegenheitspflicht 
 
Alle Beratung und Beschlüsse der Organe der Gesellschaft sind vertraulich, 
§ 20 GemO gilt analog. 
 

§ 15 
Gerichtsstand 

 
Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus diesem Gesellschaftsvertrag ist 
Speyer. 
 

§ 16 
Gründungsaufwand 

 
Die Kosten dieser Urkunde und ihrer Durchführung (Kosten und Steuern) 
werden von der Gesellschaft getragen. 
 
 
 
 
 

(2) Alle nach § 92 GemO der Vorlage- bzw. Anzeigepflicht der Stadt 
Speyer gegenüber ihrer Aufsichtsbehörde anstehenden Entschei-
dungen sind ihr so rechtzeitig vorzulegen, dass diese ihre Mitwir-
kungsrechte ausüben und den Pflichten gegenüber ihrer Auf-
sichtsbehörde nach § 92 GemO fristgerecht nachkommen kann. 

 
 
 

Ergänzende Bestimmungen 
 

§ 16 
GmbH-Gesetz 

 
Soweit durch diesen Vertrag nichts abweichendes bestimmt ist, finden auf 
die Gesellschaft die gesetzlichen Bestimmungen des GmbH-Gesetzes An-
wendung. 

 
§ 17 

Verschwiegenheitspflicht 
 
Alle Beratung und Beschlüsse der Organe der Gesellschaft sind vertraulich, 
§ 20 GemO gilt analog. 
 

§ 18 
Gerichtsstand 

 
Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus diesem Gesellschaftsvertrag ist 
Speyer. 
 

§ 19 
Gründungsaufwand 

 
Die Kosten dieser Urkunde und ihrer Durchführung (Kosten und Steuern) 
werden von der Gesellschaft getragen. 
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§ 20 
Salvatorische Klausel 

 
Sollten Bestimmungen dieses Vertrags ganz oder teilweise rechtsun-
wirksam oder nicht durchführbar sein oder ihre Rechtswirksamkeit 
oder Durchführbarkeit später verlieren, so soll hierdurch die Gültigkeit 
der übrigen Bestimmungen des Vertrags nicht berührt werden. Das 
Gleiche gilt, sobald sich herausstellen sollte, dass der Vertrag eine 
Regelungslücke enthält. Anstelle der unwirksamen oder undurchführ-
baren Bestimmungen oder zur Ausfüllung der Lücke soll eine ange-
messene Regelung gelten, die - soweit rechtlich möglich - dem am 
nächsten kommt, was die Gesellschafter nach dem Sinn und Zweck 
dieses Vertrags gewollt hatten.  

 


